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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Barbara MAGELE als 

Einzelrichterin über die Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Nepal, gegen den Bescheid 

des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 05.02.2019, Zl. 820547107-17200749, 

nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 17.09.2020 zu Recht erkannt: 

A) 

I. Der Beschwerde wird stattgegeben und Herrn  XXXX gemäß §§ 54, 55 Abs. 1 Z 2 AsylG der 

Aufenthaltstitel „Aufenthaltsberechtigung plus“ erteilt. 

II. Der Beschwerde wird hinsichtlich der Spruchpunkte II, III und IV stattgegeben und diese 

ersatzlos behoben. 

B) 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrensgang: 

1. Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger von Nepal, stellte nach illegaler, 

schlepperunterstützter Einreise in das österreichische Bundesgebiet am 06.05.2012 einen 

Antrag auf internationalen Schutz, welcher mit Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen 

und Asyl vom 07.11.2014 sowohl hinsichtlich des Status des Asylberechtigen als auch 
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hinsichtlich des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat 

Nepal abgewiesen wurde. Dem Beschwerdeführer wurde kein Aufenthaltstitel aus 

berücksichtigungswürdigen Gründen erteilt, es wurde gegen ihn eine Rückkehrentscheidung 

erlassen und festgestellt, dass die Abschiebung des Beschwerdeführers nach Nepal zulässig 

ist, wobei die Frist für die freiwillige Ausreise mit zwei Wochen ab Rechtskraft der 

Rückkehrentscheidung festgesetzt wurde.  

2. Die dagegen fristgerecht eingebrachte Beschwerde wurde vom Bundesverwaltungsgericht 

– nach Durchführung einer mündlichen Beschwerdeverhandlung am 03.03.2016 – mit 

Erkenntnis vom 03.08.2017, Zl. W175 2015425-1/15E, als unbegründet abgewiesen.  

3. Am 14.09.2017 stellte der Beschwerdeführer beim Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl 

den gegenständlichen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels aus Gründen des Art. 8 

EMRK.  

4. Mit Parteiengehör des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 23.10.2017 sowie 

vom 26.11.2018 wurde der Beschwerdeführer zur Vorlage von Dokumenten und 

Beantwortung diverser Fragen zu seinem Privat- und Familienleben in Österreich 

aufgefordert, wobei am 31.01.2019 eine diesbezügliche Stellungnahme des nunmehrigen 

Vertreters des Beschwerdeführers einlangte.  

5. Mit dem im Spruch genannten Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl 

wurde der Antrag des Beschwerdeführers auf Erteilung eines Aufenthaltstitels aus Gründen 

des Art. 8 EMRK gemäß § 55 AsylG abgewiesen (Spruchpunkt I.) und gemäß § 10 Abs. 3 AsylG 

iVm § 9 BFA-VG gegen den Beschwerdeführer eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 3 

FPG erlassen (Spruchpunkt II.). Weiters wurde gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die 

Abschiebung des Beschwerdeführers gemäß § 46 FPG nach Nepal zulässig sei (Spruchpunkt III) 

und festgestellt, dass die Frist für die freiwillige Ausreise gemäß § 55 Abs. 1 bis 3 14 Tage ab 

Rechtskraft der Rückkehrentscheidung betrage (Spruchpunkte IV). 

6. Dagegen hat der Beschwerdeführer durch seinen rechtsfreundlichen Vertreter fristgerecht 

Beschwerde erhoben und die bereits im Verfahren getätigten Angaben hinsichtlich seiner 

Integration in Österreich wiederholt. Es wurde der Antrag gestellt, eine mündliche 

Beschwerdeverhandlung anzuberaumen. 

7. Am 17.09.2020 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine öffentliche mündliche 

Beschwerdeverhandlung statt, an welcher der Beschwerdeführer und sein rechtsfreundlicher 
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Vertreter teilgenommen haben. Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl ist entschuldigt 

nicht erschienen.  

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen (Sachverhalt): 

1.1. Zur Person des Beschwerdeführers: 

Der Beschwerdeführer ist Staatsangehöriger von Nepal, aus dem Distrikt Chittwan, wo er bis 

zur neunten Klasse die Schule besuchte. Danach arbeitete er bis zu seiner Ausreise in einem 

Hotel zehn Jahre lang als Koch bzw. Kellner. Er lebte in Nepal mit seinem Vater, seiner 

Ehegattin, welcher er 1995/1996 heiratete, seinen beiden Töchtern, seinem Sohn und einem 

Bruder im Elternhaus im gemeinsamen Haushalt. Seine Eltern sind bereits verstorben.  

Der Beschwerdeführer reiste im Mai 2012 illegal in das Bundesgebiet ein und stellte am 

06.05.2012 einen Antrag auf internationalen Schutz. Der Beschwerdeführer befand sich seit 

seiner Antragstellung auf internationalen Schutz am 06.05.2012 aufgrund einer vorläufigen 

Aufenthaltsberechtigung nach dem Asylgesetz durchgängig rechtmäßig in Österreich. Seit 

Abschluss seines Asylverfahrens durch das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 

03.08.2017, Zahl W175 2015425-1/15E, hielt sich der Beschwerdeführer unrechtmäßig in 

Österreich auf. Seiner Ausreiseverpflichtung nach Nepal kam er bisher nicht nach. Am 

14.09.2017 stellte der Beschwerdeführer den gegenständlichen Antrag auf Erteilung eines 

Aufenthaltstitels gemäß § 55 AsylG. 

Der Beschwerdeführer hat keine Verwandten in Österreich, er verfügt aber über einen großen 

Freundes- und Bekanntenkreis im Bundesgebiet. Er hat ein A1- und A2-Zertifikat erworben, 

besucht zurzeit den B1-Deutschkurs und kann sich auf Deutsch verständigen. Er verrichtete in 

Österreich von Ende 2013 bis 2016 144 Tage an gemeinnütziger Tätigkeit bei der Stadt 

Salzburg. Seit fünf bis sechs Monaten hilft er im Rahmen seiner Mitgliedschaft beim 

„Diakoniewerk Salzburg, Freiwilligenarbeit“ ehrenamtlich alten Menschen. Er ist seit 2017 

Mitglied bei der Unteroffiziersgesellschaft Salzburg, wo er bei Veranstaltungen Kaffee 

vorbereitet. Er verfügt zudem über einen Blutplasmaspende-Ausweis und über einen 

Arbeitsvorvertrag vom 10.09.2020 als Koch.  

Im Heimatstaat befinden sich die Ehegattin, die drei Kinder des Beschwerdeführers, seine 

Geschwister sowie weitere Verwandte. Zu seiner Ehegattin und den Kindern hat er 

regelmäßigen Kontakt. 
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Der Beschwerdeführer ist gesund, strafgerichtlich unbescholten und nimmt Leistungen aus 

der Grundversorgung in Anspruch. 

1.2 Zur Situation im Herkunftsstaat wird Folgendes festgestellt: 

Allgemeine Menschenrechtslage 

Hunderttausende Überlebende des Erdbebens von 2015 (fast 70 Prozent der Betroffenen) 
leben noch immer in Notunterkünften. Die Regierung hat einen Nachweis des Grundbesitzes 
als Bedingung für den Erhalt einer Wiederaufbauförderung festgelegt. Da jedoch bis zu 25 
Prozent der Bevölkerung dieses Kriterium nicht erfüllt haben, sind zehntausende der 
Überlebenden des Erdbebens nicht förderfähig. Die Situation betrifft vor allem marginalisierte 
und benachteiligte Gruppen, darunter Frauen, Dalits, wie auch andere ethnische 
Minderheiten und Kasten (AI 22.2.2018; vgl. BTI 2018).  

Zu weiteren Menschenrechtsproblemen gehören Berichten zu Folge unrechtmäßige oder 
willkürliche Tötungen, Folter, grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung und 
willkürliche Inhaftierung, Blockaden von Stätten, Verleumdung, Eingriffe in das Recht auf 
friedliche Versammlung und Vereinigungsfreiheit, übermäßig restriktive Gesetze gegenüber 
Nichtregierungsorganisationen (NGO), Korruption, Menschenhandel, frühe und erzwungene 
Heirat, Einschränkungen der Bewegungsfreiheit von Flüchtlingen, insbesondere von 
gebietsansässigen Tibetern, mangelnde offizielle Rechenschaftspflicht im Zusammenhang mit 
Diskriminierung und Gewalt, einschließlich Vergewaltigungen von Frauen, sowie der Einsatz 
von Zwangs-, Pflicht- und Kinderarbeit (USDOS 13.3.2019). 

Jegliche Diskriminierung auf der Basis der Kastenzugehörigkeit ist von der nepalesischen 
Verfassung verboten. Trotzdem werden Angehörige „unberührbarer Kasten“ (Dalits) vielfach 
ausgegrenzt (GIZ 5.2019). Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der Kaste, der sozialen 
Klasse, der Ethnie, der sexuellen Orientierung oder der Religion sind häufig (IHR 17.8.2019). 
Zuverlässige Daten über die Diskriminierung von sexuellen Minderheiten liegen nicht vor, 
doch berichten Interessenverbände, dass 2018 sexuelle Minderheiten von der Polizei 
schikaniert worden sind. In einem Fall erhielten die Opfer eine formelle Entschuldigung und 
die entstandenen medizinischen Kosten wurden von der Polizei übernommen.(USDOS 
13.3.2019).  

Die staatliche Durchsetzung der Gesetze gegen Zwangsarbeit ist uneinheitlich und die soziale 
Wiedereingliederung der Opfer bleibt schwierig. Die Ressourcen, Inspektionen und 
Abhilfemaßnahmen stellen sich ungenügend dar und die Strafen bei Rechtsverletzungen sind 
nicht ausreichend, um Verstößen vorzubeugen. Es besteht eine fehlende formale 
Verantwortlichkeit im Zusammenhang mit Zwangs-, Pflicht- und Kinderarbeit (USDOS 
13.3.2019).  

Menschenrechtsorganisationen in Nepal fordern von der Regierung das Schicksal der im 
Bürgerkrieg verschwundenen, verschleppten und ermordeten Menschen aufzuklären (GIZ 
5.2019).  

Die Wahrheits- und Versöhnungskommission (Truth and Reconciliation Commission; TRC) und 
die Untersuchungskommission für verschwundene Personen (Commission of Investigation on 
Enforced Disappeared Persons, CIEDP) begannen im Februar 2015 mit der Untersuchung von 
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Beschwerden über das Verschwinden von Personen aus der Zeit des Bürgerkrieges. Im 
Oktober 2018 berichteten Menschenrechtsexperten, dass weder durch den TRC noch durch 
die CIEDP wesentliche Fortschritte dabei erreicht worden sind (USDOS 13.3.2019).  

Zwar wurden durch die TRC und die CIEDP im Jahre 2018 in ganz Nepal umfangreiche 
Anhörungen durchgeführt, doch blieben die Bedenken hinsichtlich ihrer Unabhängigkeit und 
Unparteilichkeit, insbesondere bei der Communist Party of Nepal–Maoist (CPN-M), welche 
Anfang 2018 der regierenden Partei in der neuen Regierung beigetreten ist, bestehen. 
Aufgrund von Mängeln in der Gesetzgebung zur Einrichtung der Übergangsjustizmechanismen 
verpflichtete sich der Generalstaatsanwalt im Juni 2018, Gesetze mit dem Völkerrecht in 
Einklang zu bringen und Amnestieklauseln für Täter zurückzuziehen. Dennoch befinden sich 
Personen, welche sich glaubwürdigen Anschuldigungen ausgesetzt sehen, weiterhin in 
Machtpositionen. An Gerichten eingereichte Fälle sind nach wie vor nicht beendet, da die 
Polizei und die zuständigen Behörden sich weigern, Ermittlungen durchzuführen, die es 
ermöglichen würden, Anklageerhebungen und Strafverfolgungsmaßnahmen durchzuführen. 
Die wichtigsten politischen Parteien bestehen weiterhin darauf, dass es sich um politische 
Fälle handelt und dass diese nicht von ordentlichen Gerichten behandelt werden sollten (HRW 
17.1.2019). 

Am 9. Februar 2019 sollte das Mandat der nepalesischen Wahrheits- und 
Versöhnungskommission (TRC) und der Untersuchungskommission für verschwundene 
Personen (CIEDP) auslaufen. Da keine der beiden Kommissionen auch nur eine Untersuchung 
der Zehntausenden von Beschwerden von Opfern von Menschenrechtsverletzungen, mit 
denen das Land während des jahrzehntelangen maoistischen Konflikts (1996-2006) zu 
kämpfen hatte, abgeschlossen hatte, hätte dies ein Ende des Übergangsrechtsprozesses 
bedingt, welcher allgemein als Misserfolg angesehen worden wäre. So wurde durch die 
nepalesische Regierung als Reaktion auf den Druck der internationalen Gemeinschaft und der 
Opfergruppen die Mandatszeit der Kommission um ein weiteres Jahr verlängert, um den 
Prozess der Übergangsjustiz weiter voranzutreiben. Obwohl die Verlängerung vorsichtig 
begrüßt wurde, steht die Durchsetzung einer angemessenen Justiz für die Opfer von 
konfliktbedingten Menschenrechtsverletzungen weiterhin vor anhaltenden 
Herausforderungen und erneuten Ungewissheiten (TI 12.2.2019). 

Quellen: 

-AI – Amnesty International (22.2.2018): Amnesty International Report 2017/18 - The State 
of the World's Human Rights - Nepal, https://www.ecoi.net/de/dokument/1425587.html, 
Zugriff 18.7.2019 
-AI – Amnesty International (22.2.2017): Amnesty International Report 2016/17 - The State 
of the World's Human Rights – Nepal, http://www.ecoi.net/local_link/336579/479257de. 
html, Zugriff 19.7.2019 
-AI – Amnesty International (24.2.2016): Amnesty International Report 2015/16 - The State 
of the World's Human Rights – Nepal, https://www.ecoi.net/local_link/319778/466805_de. 
html, Zugriff 18.7.2019 
-BTI – Bertelsmann Stiftung´s Transformation Index (2018): Nepal Country Report 2018, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/1427466/488321_en.pdf, Zugriff 18.7.2019  
-GIZ – Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (5.2019): Nepal – 
Geschichte und Staat, https://www.liportal.de/nepal/geschichte-staat/, Zugriff 18.7.2019 
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-HRW – Human Rights Watch (17.1.2019): World Report 2019 - Nepal, https://www.ecoi. 
net/de/dokument/2002254.html, Zugriff 18.7.2019 
-IHR – Informationsplattform humanrights.ch (17.8.2018): Länderinformation: 
Menschenrechte in Nepal, https://www.humanrights.ch/de/service/laenderinfos/nepal/, 
Zugriff 19.,7.2019 
-TI – The Interpreter (12.2.2019): Nepal’s Truth and Reconciliation Commission limps on, 
https://www.lowyinstitute.org/the-interpreter/nepal-truth-and-reconciliation-commission-
limps, Zugriff 22.7.2019 
-USDOS – US Department of State (13.3.219): Country Report on Human Rights Practices 
2018 - Nepal, https://www.ecoi.net/de/dokument/2004213.html, Zugriff 18.7.2019 

Grundversorgung und Wirtschaft 

Der zehnjährige Bürgerkrieg hat die wirtschaftliche Entwicklung Nepals deutlich 
beeinträchtigt. Das gesamtwirtschaftliche Wachstum bewegte sich in den letzten Jahren real 
zwischen 2 und 5 Prozent. Die schweren Erdbeben vom April und Mai 2015 haben zu einem 
weiteren Einbruch der Wirtschaft geführt. Nepal ist nach den Bürgerkriegsländern Jemen und 
Afghanistan das drittärmste Land Asiens und zählt weiterhin zu den 20 ärmsten Ländern der 
Welt. Im multidimensionalen Armutsindex von wird die Armut der Bevölkerung allerdings 
minimal geringer eingeschätzt als beispielsweise auch in Bangladesch oder Myanmar. Die 
nepalesische Wirtschaft ist faktisch weitgehend privatwirtschaftlich verfasst, aber auch 
geprägt durch starre sozialstaatliche Elemente sowie durch privilegierte Staatsunternehmen. 
Ausgeprägte Bürokratie sowie eine unzureichende Infrastruktur beeinträchtigen das 
Investitionsklima. Die subsistenz-orientierte Agrarwirtschaft erwirtschaftet mehr als 30 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) und beschäftigt mehr als die Hälfte der 
Erwerbstätigen. Trotz einer rapiden Urbanisierung leben noch immer 81 Prozent der 
Bevölkerung im ländlichen Raum. Der industrielle Sektor erholte sich 2016/17 und wuchs um 
11 Prozent. Wichtige Impulse für das Baugewerbe gehen vom Wiederaufbau und den ins Auge 
gefassten Investitionen in Infrastrukturprojekte wie Straßen- und Kraftwerksbau aus. Die 
Überweisungen nepalesischer Auslandsmigranten machen geschätzt zwischen 26 und 30 
Prozent des BIP aus – ein im internationalen Vergleich sehr hoher Anteil. Positiv dürfte sich 
auswirken, dass eine Serie von Gesetzesprojekten zur Förderung von Auslandsinvestitionen 
und Binnenwirtschaft in Angriff genommen wurden. Zuwendungen aus der 
Entwicklungszusammenarbeit trugen in vergangenen Jahrzehnten einen substanziellen Teil 
zum nepalesischen Staatsbudget bei. Auch heute ist Nepal weitgehend von ausländischer Hilfe 
abhängig (AA 22.1.2019; vgl. GIZ 5.2019a). 

Es existieren keine zuverlässigen Erhebungen zur Arbeitslosigkeit. Die offizielle 
Erwerbslosenquote ist relativ niedrig (2016: 3,2 Prozent), Unterbeschäftigung ist jedoch weit 
verbreitet (BTI 2018). Die politische Instabilität und die schwere wirtschaftliche Krise treiben 
weiterhin Massen von jungen Nepalesen ins Ausland. Wegen der offenen Grenzen ist die 
Migration ins Ausland nicht dokumentiert. Schätzungen gehen davon aus, dass heute 4 bis 5 
Millionen Nepalesen im Ausland arbeiten. Rund die Hälfte davon dürfte sich in Indien 
aufhalten. Der Rest vor allem in Malaysia, Katar, Saudi-Arabien, den Vereinigten Arabischen 
Emiraten und Kuwait. Mit der zunehmenden Emigration ist die Rekrutierung von 
Arbeitskräften zu einem lukrativen Geschäft geworden. Über 800 sogenannte „Manpower 
Companies“ werben über lokale Agenten Arbeitswillige in den Dörfern an und organisieren 
Transport, Ausreisepapiere und Verträge mit den Arbeitgebern in den Zielländern. Die große 
Mehrheit der Arbeitsmigranten sind junge Männer. Der Anteil der Frauen hat mit der 
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steigenden Nachfrage nach Hausangestellten in den Golfstaaten im letzten Jahrzehnt zwar 
zugenommen, Frauen machen aber erst etwa 10 Prozent der Arbeitskräfte im Ausland aus und 
sind besonders gefährdet (GIZ 6.2019b; vgl. AA 22.1.2019, GIZ 5.2019a, DR 25.4.2017). 

Nach zwei schweren Erdbeben, die im April und Mai 2015 Nepal erschüttert und verheerende 
Schäden im Kathmandu-Tal und den Bergdörfern des Himalaya angerichtet haben, erholt sich 
das Land nur langsam. Damals kamen fast 9.000 Menschen ums Leben, 3,5 Millionen wurden 
obdachlos, 400.000 Familien benötigen Hilfe. Der Wiederaufbau läuft auch zwei Jahre später 
nur schleppend. Laut der Wiederaufbaubehörde wurde bisher erst rund 4.000 Menschen eine 
zweite Rate der zugesicherten Gelder ausgezahlt, nur 420 bekamen bisher die volle Zahlung. 
Trotz nationaler und internationaler Unterstützung beklagten die Hilfsorganisationen 
fehlende Vorgaben der Regierung für den notwendigen Wiederaufbau (DR 25.4.2017; vgl. GIZ 
5.2019a). 

Nepal verfügt außer den familiären sozialen Netzwerken über kein Wohlfahrtssystem. In 
bestimmten Fällen sind NGOs bemüht, diese Lücke zu füllen, aber deren Tätigkeit ist sehr stark 
von dem jeweiligen Standort und von internationalen Spenden abhängig, somit können nicht 
die gleichen Leistungen im ganzen Land angeboten werden. Es gibt nur vereinzelt 
Privatinitiativen; die öffentlichen Sozialdienste sind rückständig und unzureichend, obwohl 
sich die Situation in den letzten Jahren leicht verbesserte (BTI 2018).  

Es wird trotz leichten Fortschritten von Zwangs- und Kinderarbeit berichtet (IHR 17.8.2018). 

Quellen: 

-AA – Auswärtiges Amt (22.1.2019): Nepal – Wirtschaft, https://www.auswaertiges-amt.de/ 
de/aussenpolitik/laender/nepal-node/-/221218, Zugriff 22.7.2019 
-BTI – Bertelsmann Stiftung´s Transformation Index (2018): Nepal Country Report 2018, 
https://www.ecoi.net/en/file/local/1427466/488321_en.pdf, Zugriff 18.7.2019 
-IHR – Informationsplattform humanrights.ch (17.8.2018): Länderinformation: 
Menschenrechte in Nepal, https://www.humanrights.ch/de/service/laenderinfos/nepal/, 
Zugriff 19.7.2019 
-DR – Domradio (25.4.2017): Zwei Jahre nach dem Erdbeben in Nepal – Schleppender 
Wiederaufbau, https://www.domradio.de/themen/weltkirche/2017-04-25/zwei-jahre-nach-
dem-erdbeben-nepal, Zugriff 22.7.2019 
-GIZ – Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (5.2019a): Nepal – 
Wirtschaft & Entwicklung, https://www.liportal.de/nepal/wirtschaft-entwicklung/, Zugriff 
18.7.2019 
-GIZ – Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (6.2019b): Nepal – 
Gesellschaft, https://www.liportal.de/nepal/gesellschaft/, Zugriff 18.7.2019 

Rückkehr 

Die Regierung gewährleistet nepalesischen Staatsbürgern Reisefreiheit, Emigration und die 
Rückkehr nach Nepal. Die Regierung arbeitet im Allgemeinen mit UNHCR und anderen 
humanitären Organisationen bei der Bereitstellung von Schutz und Unterstützung für 
Asylwerber und Flüchtlinge zusammen (USDOS 13.3.2019). 

Quellen: 
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-USDOS – US Department of State (13.3.219): Country Report on Human Rights Practices 
2018 - Nepal, https://www.ecoi.net/de/dokument/2004213.html, Zugriff 18.7.2019  

2. Beweiswürdigung: 

2.1. Die Feststellungen zur Identität und Staatsangehörigkeit des Beschwerdeführers, zu 

seiner Ausbildung, zu seiner Arbeitserfahrung sowie zu seiner familiären Situation in Nepal 

beruhen auf den Angaben des Beschwerdeführers im Asylverfahren und im Rahmen der 

mündlichen Beschwerdeverhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht am 17.09.2020. 

Die Feststellungen, dass der Beschwerdeführer in Österreich keine Verwandten hat, über 

einen großen Freundes- und Bekanntenkreis verfügt, in den Jahren 2013 bis 2016 insgesamt 

144 Tage gemeinnützig bei der Stadt Salzburg tätig war, das Niveau A1 und A2 der deutschen 

Sprache absolvierte, zurzeit den Deutschkurs B1 besucht und Deutsch spricht, seit 2017 

Mitglied bei der Unteroffiziersgesellschaft Salzburg ist, seit fünf bis sechs Monaten im Rahmen 

seiner Mitgliedschaft beim „Diakoniewerk Salzburg, Freiwilligenarbeit“ ehrenamtlich alten 

Menschen hilft, über einen Blutplasmaspende-Ausweis sowie über einen Arbeitsvorvertrag 

vom 10.09.2020 als Koch verfügt und gesund ist, ergeben sich aus den Angaben des 

Beschwerdeführers im Rahmen der mündlichen Beschwerdeverhandlung vor dem 

Bundesverwaltungsgericht am 17.09.2020 sowie den diesbezüglich im Asylverfahren bzw. in 

der mündlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht am 17.09.2020 vorgelegten 

Unterlagen.  

Die Feststellung, dass der Beschwerdeführer Leistungen aus der Grundversorgung in Anspruch 

nimmt und strafgerichtlich unbescholten ist, ergibt sich aus der Einsichtnahme in das 

Grundversorgungssystem und ins österreichische Strafregister. 

2.2. Die oben wiedergegebenen Feststellungen zur Lage in Nepal ergeben sich aus den obigen 

Länderberichten. Bei den angeführten Quellen handelt es sich um Berichte verschiedener 

anerkannter, teilweise vor Ort agierender, staatlicher und nichtstaatlicher Organisationen, die 

in ihren Aussagen ein übereinstimmendes, schlüssiges Gesamtbild der Situation in Nepal 

ergeben und denen weder der Beschwerdeführer noch sein rechtsfreundlicher Vertreter 

entgegengetreten sind.  

3. Rechtliche Beurteilung: 

3.1. Gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 BFA-VG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht über 

Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes. 
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Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht 

in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da weder im 

BFA-VG noch im AsylG 2005 eine Senatsentscheidung vorgesehen ist, liegt 

Einzelrichterzuständigkeit vor. 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch 

das VwGVG geregelt (§ 1 leg.cit.). Gemäß § 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende 

Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits 

kundgemacht wurden, in Kraft. 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das 

Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit 

Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der BAO, des AgrVG, und des 

DVG und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder 

Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem 

Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt 

hätte. 

Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 

1 Z 1 B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maßgebliche Sachverhalt 

feststeht oder die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch das Verwaltungsgericht 

selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis 

verbunden ist. Sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen 

ist, hat das Bundesverwaltungsgericht gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG die Rechtssache durch 

Erkenntnis zu erledigen. 

3.2. Zu Spruchpunkt A) I: 

Gemäß § 55 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von 

Amts wegen oder auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, 

wenn dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im 

Sinne des Art. 8 EMRK geboten ist (Z 1) und der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der 

Integrationsvereinbarung gemäß § 9 Integrationsgesetz (IntG), BGBl. I Nr. 68/2017, erfüllt hat 

oder zum Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren 

Einkommen die monatliche Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 ASVG, BGBl. Nr. 189/1955) 

erreicht wird (Z 2). Liegt nur die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 vor, ist gemäß § 55 Abs. 2 AsylG 

2005 eine "Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen. 
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Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind gemäß § 9 

Abs. 2 BFA-VG insbesondere zu berücksichtigen: die Art und Dauer des bisherigen 

Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war (Z 1), 

das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens (Z 2), die Schutzwürdigkeit des Privatlebens (Z 

3), der Grad der Integration (Z 4), die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden (Z 5), die 

strafgerichtliche Unbescholtenheit (Z 6), Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, 

insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts (Z 7), die Frage, 

ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 

Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren (Z 8), die Frage, ob die Dauer 

des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren überlangen 

Verzögerungen begründet ist (Z 9). 

Gemäß § 58 Abs. 5 AsylG 2005 sind Anträge auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 55 

bis 57 AsylG 2005 sowie auf Verlängerung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG 2005 

persönlich beim Bundesamt zu stellen. Soweit der Antragsteller nicht selbst handlungsfähig 

ist, hat den Antrag sein gesetzlicher Vertreter einzubringen. Im Antrag ist gemäß § 58 Abs. 6 

AsylG 2005 der angestrebte Aufenthaltstitel gemäß §§ 55 bis 57 AsylG 2005 genau zu 

bezeichnen. Ergibt sich auf Grund des Antrages oder im Ermittlungsverfahren, dass der 

Drittstaatsangehörige für seinen beabsichtigten Aufenthaltszweck einen anderen 

Aufenthaltstitel benötigt, so ist er über diesen Umstand zu belehren; § 13 Abs. 3 AVG gilt. 

Anträge auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 55 bis 57 AsylG 2005 begründen gemäß 

§ 58 Abs. 13 AsylG 2005 kein Aufenthalts- oder Bleiberecht. Anträge auf Erteilung eines 

Aufenthaltstitels gemäß §§ 55 und 57 AsylG 2005 stehen der Erlassung und Durchführung 

aufenthaltsbeendender Maßnahmen nicht entgegen. Sie können daher in Verfahren nach 

dem 7. und 8. Hauptstück des FPG keine aufschiebende Wirkung entfalten. 

Voraussetzung für die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 55 Abs. 1 AsylG 2005 ist, dass 

dies zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG iSd Art. 8 

EMRK geboten ist. 

Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und 

Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der 

Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit 

dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 

demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, 

das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
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strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der 

Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. 

Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat- und Familienlebens iSd Art. 8 EMRK 

vorliegt, hängt nach der ständigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für 

Menschenrechte sowie des Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den 

konkreten Umständen des Einzelfalles ab. Die Regelung erfordert eine Prüfung der 

Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine 

Abwägung der betroffenen Rechtsgüter und öffentlichen Interessen. In diesem Sinn wird eine 

Rückkehrentscheidung nicht erlassen werden dürfen, wenn ihre Auswirkungen auf die 

Lebenssituation des Fremden (und seiner Familie) schwerer wiegen würden als die 

nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung. 

Die Verhältnismäßigkeit einer Rückkehrentscheidung ist dann gegeben, wenn der 

Konventionsstaat bei seiner aufenthaltsbeendenden Maßnahme einen gerechten Ausgleich 

zwischen dem Interesse des Fremden auf Fortsetzung seines Privat- und Familienlebens 

einerseits und dem staatlichen Interesse auf Verteidigung der öffentlichen Ordnung 

andererseits, also dem Interesse des Einzelnen und jenem der Gemeinschaft als Ganzes 

gefunden hat. Dabei variiert der Ermessensspielraum des Staates je nach den Umständen des 

Einzelfalles und muss in einer nachvollziehbaren Verhältnismäßigkeitsprüfung in Form einer 

Interessenabwägung erfolgen. 

Bei dieser Interessenabwägung sind – wie in § 9 Abs. 2 BFA-VG unter Berücksichtigung der 

Judikatur der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts ausdrücklich normiert wird – die oben 

genannten Kriterien zu berücksichtigen (vgl. VfSlg. 18.224/2007; VwGH 26.06.2007, 

2007/01/0479; 26.01.2006, 2002/20/0423). 

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern 

und (minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche 

Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine gewisse Intensität aufweisen, etwa ein 

gemeinsamer Haushalt vorliegt (vgl. dazu EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 

28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; Frowein - Peukert, Europäische 

Menschenrechtskonvention, EMRK-Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 8; 

Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schützt die Verfassung? ÖJZ 1998, 761; 

vgl. auch Rosenmayer, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1). In der 

bisherigen Spruchpraxis der Straßburger Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 

8 EMRK zu schützende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern (EGMR 
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13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; s. auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, 

EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) 

und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 

494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EuGRZ 

1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, 

ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität 

wurde von der Kommission auch für die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern 

gefordert (EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). 

Der Beschwerdeführer hat keine Familienangehörigen in Österreich, weshalb die 

Rückkehrentscheidung keinen Eingriff in das Recht des Beschwerdeführers auf Achtung des 

Familienlebens darstellt.  

Die aufenthaltsbeenden Maßnahme könnte daher allenfalls in das Privatleben des 

Beschwerdeführers eingreifen. 

Unter dem "Privatleben" sind nach der Rechtsprechung des EGMR persönliche, soziale und 

wirtschaftliche Beziehungen, die für das Privatleben eines jeden Menschen konstitutiv sind, 

zu verstehen (vgl. Sisojeva ua gg. Lettland, EuGRZ 2006, 554). In diesem Zusammenhang 

komme dem Grad der sozialen Integration des Betroffenen eine wichtige Bedeutung zu. 

Für den Aspekt des Privatlebens spielt zunächst die zeitliche Komponente im Aufenthaltsstaat 

eine zentrale Rolle, wobei die bisherige Rechtsprechung keine Jahresgrenze festlegt, sondern 

eine Interessenabwägung im speziellen Einzelfall vornimmt (vgl. dazu Chvosta, Die 

Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 MRK, in ÖJZ 2007, 852 ff.). Die zeitliche Komponente 

spielt jedoch eine zentrale Rolle, da – abseits familiärer Umstände – eine von Art. 8 EMRK 

geschützte Integration erst nach einigen Jahren im Aufenthaltsstaat anzunehmen ist (vgl. 

Thym, EuGRZ 2006, 541). Der Verwaltungsgerichtshof hat bereits mehrfach zum Ausdruck 

gebracht, dass einer Aufenthaltsdauer von weniger als fünf Jahren für sich betrachtet noch 

keine maßgebliche Bedeutung für die durchzuführende Interessensabwägung zukommt (vgl. 

VwGH 30.07.2015, Ra 2014/22/0055 ua, mwH). 

Außerdem ist nach der bisherigen Rechtsprechung auch auf die Besonderheiten der 

aufenthaltsrechtlichen Stellung von Asylwerbern Bedacht zu nehmen, zumal das Gewicht 

einer aus dem langjährigen Aufenthalt in Österreich abzuleitenden Integration dann 

gemindert ist, wenn dieser Aufenthalt lediglich auf unberechtigte Asylanträge zurückzuführen 

ist (vgl. VwGH 17.12.2007, 2006/01/0216 mwN). 
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Der Beschwerdeführer hält sich seit Mai 2012 durchgehend in Österreich auf, womit sich eine 

Aufenthaltsdauer in Österreich von achteinhalb Jahren ergibt. Der Beschwerdeführer stellte 

am 06.05.2012 einen Antrag auf internationalen Schutz, weshalb er sich seit seiner 

Antragstellung auf internationalen Schutz aufgrund einer vorläufigen 

Aufenthaltsberechtigung nach dem AsylG durchgängig rechtmäßig in Österreich aufhielt. Seit 

Abschluss seines Asylverfahrens durch das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 

03.08.2017 hält sich der Beschwerdeführer unrechtmäßig in Österreich auf; seiner 

Ausreiseverpflichtung nach Nepal kam er bisher nicht nach. Den vorgelegten Akten lassen sich 

allerdings auch keine nachhaltigen behördliche Versuche entnehmen, diese 

Ausreiseverpflichtung durchzusetzen.  

Zu Gunsten des Beschwerdeführers ist weiters zu berücksichtigen, dass er während seines 

Aufenthaltes bemüht war, sich zu integrieren. Er hat die A1- und A2-Prüfung bestanden, 

besucht derzeit des B1-Deutschkurs, spricht Deutsch, hat von 2013 bis 2016 ehrenamtlich bei 

der Stadt Salzburg gearbeitet, hilft seit fünf bis sechs Monaten alten Menschen im Rahmen 

der Freiwilligenarbeit beim Diakoniewerk, ist seit 2017 Mitglied bei der 

Unteroffiziersgesellschaft Salzburg, besitzt einen Blutplasmaspende-Ausweis und verfügt über 

einen großen Freundes- und Bekanntenkreis in Österreich. Diese Integrationsschritte wurden 

zwar zu einem Zeitpunkt gesetzt, in welchem sich der Beschwerdeführer seines unsicheren 

bzw. unrechtmäßigen Aufenthaltsstatus bewusst sein musste, doch ist in diesem 

Zusammenhang auf den Tatbestand der Z 9 des § 9 Abs. 2 BFA-VG Bedacht zu nehmen und 

dem Beschwerdeführer zu Gute zu halten, dass das Verfahren über den Antrag auf 

internationalen Schutz fast sechs Jahre gedauert hatte, somit unverhältnismäßig lange Zeit in 

Anspruch genommen hat. Zudem ist es ständige Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes, dass der in der Z 8 des § 9 Abs. 2 BFA-VG zum Ausdruck 

kommenden Aspekt schon vor dem Hintergrund der gebotenen Gesamtbetrachtung nicht zur 

Konsequenz hat, dass der während unsicheren Aufenthalts erlangten Integration überhaupt 

kein Gewicht beizumessen ist und ein solcherart begründetes privates und familiäres Interesse 

nie zur Unzulässigkeit einer Rückkehrentscheidung führen kann (vgl VwGH v. 19.12.2019, Ra 

2019/21/0282). 

Weiters ist darauf hinzuweisen, dass vom Bundesverwaltungsgericht auch die Frage einer 

zukünftig erwartbaren Selbsterhaltungsfähigkeit durch eine erlaubte Beschäftigung 

einzubeziehen ist und dabei auf den hypothetischen Fall der Erteilung des beantragten 

Aufenthaltstitels, der die Ausübung einer unselbstständigen Tätigkeit grundsätzlich gestattet 

(siehe zu den diesbezüglichen Voraussetzungen § 54 Abs. 1 Z 1 und 2 AsylG 2005), abzustellen 

ist (vgl. VwGH 19.12.2019, Ra 2019/21/0282; 19.09.2019, Ra 2019/21/0100, Rn 18, mit dem 
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Hinweis auf VwGH 22.08.2019, Ra 2018/21/0134, 0135, Rn. 30; vgl. in diesen Sinn auch VwGH 

17.09.2019, Ra 2019/22/0106, Rn. 8, mwN). Der Beschwerdeführer verfügt über einen 

Arbeitsvorvertrag vom 10.09.2020 als Koch in einem indischen Lokal in der Stadt Salzburg, mit 

einem Monatslohn von 1.500 Euro brutto, sodass davon auszugehen sein wird, dass der 

Beschwerdeführer im Fall der Erteilung des von ihm beantragten Aufenthaltstitels 

selbsterhaltungsfähig sein wird. 

Zudem ist auszuführen, dass der Beschwerdeführer strafgerichtlich unbescholten ist und sich 

auch keiner „groben“ Verstöße gegen die Verwaltungsvorschriften – von der illegalen Einreise 

abgesehen – schuldig gemacht hat. 

Der Beschwerdeführer hat zwar noch Kontakt zu seiner Familie im Heimatland, im 

vorliegenden Fall überwiegen jedoch nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes die 

privaten Interessen des Beschwerdeführers an einem Aufenthalt im Bundesgebiet in ihrer 

Gesamtheit die öffentlichen Interessen an einer Aufenthaltsbeendigung. 

Die Nichterteilung eines Aufenthaltstitels würde sich daher zum maßgeblichen aktuellen 

Entscheidungszeitpunkt als unverhältnismäßig im Sinne von Art. 8 EMRK erweisen.  

Die Erteilung eines Aufenthaltstitels ist gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des 

Privatlebens des Beschwerdeführers iSd Art. 8 EMRK geboten.  

Der Beschwerdeführer erfüllt die Voraussetzungen des § 55 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005.  

§ 9 Abs. 4 IntG, BGBl. I Nr. 68/2017 idgF, mit der Überschrift „Modul 1 

Integrationsvereinbarung“ lautet: 

„(4) Das Modul 1 der Integrationsvereinbarung ist erfüllt, wenn der Drittstaatsangehörige  

1. einen Nachweis des Österreichischen Integrationsfonds über die erfolgreiche Absolvierung 

der Integrationsprüfung gemäß § 11 vorlegt, 

2. einen gleichwertigen Nachweis gemäß § 11 Abs. 4 über die erfolgreiche Absolvierung der 

Integrationsprüfung vorlegt, 

3. über einen Schulabschluss verfügt, der der allgemeinen Universitätsreife im Sinne des § 64 

Abs. 1 Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120/2002 oder einen Abschluss einer 

berufsbildenden mittleren Schule entspricht, 

4. einen Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot-Karte“ gemäß § 41 Abs. 1 oder 2 NAG besitzt, oder  

5. als Inhaber eines Aufenthaltstitels „Niederlassungsbewilligung – Künstler“ gemäß  

§ 43a NAG eine künstlerische Tätigkeit in einer der unter § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 

Kunstförderungsgesetz, BGBl. I Nr. 146/1988, genannten Kunstsparte ausübt; bei Zweifeln 
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über das Vorliegen einer solchen Tätigkeit ist eine diesbezügliche Stellungnahme des 

zuständigen Bundesministers einzuholen.  

 

Die Erfüllung des Moduls 2 (§ 10) beinhaltet das Modul 1.“ 

 

§ 11 IntG lautet: 

 

„Integrationsprüfung zur Erfüllung des Moduls 1 

§ 11 (1) Die Integrationsprüfung zur Erfüllung des Moduls 1 wird bundesweit nach einem 

einheitlichen Maßstab durchgeführt. 

(2) Die Prüfung umfasst Sprach- und Werteinhalte. Mit der Prüfung ist festzustellen, ob der 

Drittstaatsangehörige über vertiefte elementare Kenntnisse der deutschen Sprache zur 

Kommunikation und zum Lesen und Schreiben von Texten des Alltags auf dem Sprachniveau 

A2 gemäß dem Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen für Sprachen und über 

Kenntnisse der grundlegenden Werte der Rechts- und Gesellschaftsordnung der Republik 

Österreich verfügt. Der Prüfungserfolg ist mit „Bestanden“ oder „Nicht Bestanden“ zu 

beurteilen. Zur erfolgreichen Absolvierung der Prüfung muss sowohl das Wissen über Sprach- 

sowie über Werteinhalte nachgewiesen werden. Wiederholungen von nichtbestandenen 

Prüfungen sind zulässig. Die Wiederholung von einzelnen Prüfungsinhalten ist nicht zulässig. 

(3) Die Integrationsprüfung zur Erteilung des Moduls 1 ist vom Österreichischen 

Integrationsfonds oder von einer vom Österreichischen Integrationsfonds zur Abwicklung der 

Prüfungen im Rahmen der Integrationsvereinbarung zertifizierten und somit zur Ausfolgung 

eines gleichwertigen Nachweises gemäß Abs. 4 berechtigten Einrichtung durchzuführen. 

(4) Über die Gleichwertigkeit eines Nachweises gemäß § 9 Abs. 4 Z 2 entscheidet der 

Österreichische Integrationsfonds mit Bescheid auf schriftlichen Antrag einer Einrichtung, die 

beabsichtigt die Integrationsprüfung durchzuführen, nach Maßgabe der Verordnung des 

Bundesministers für Europa, Integration und Äußeres gemäß Abs. 5. 

(5) Der Prüfungsinhalt, die Modalitäten der Durchführung, die Prüfungsordnung zur Erfüllung 

des Moduls 1 sowie die Kriterien für die Prüfung der Gleichwertigkeit werden durch 

Verordnung des Bundesministers für Europa, Integration und Äußeres festgelegt. 

(6) Der Österreichische Integrationsfonds kann die Zertifizierung während der Gültigkeit mit 

Bescheid entziehen, wenn die Integrationsprüfung nicht der Verordnung gemäß Abs. 5 

entspricht. Nach einem Entzug der Zertifizierung ist eine neuerliche Antragstellung zur 

Zertifizierung frühestens nach Ablauf von sechs Monaten zulässig. 

 

Die Übergangsbestimmung des § 81 Abs. 36 NAG lautet: 
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„Das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 9 IntG gilt als erfüllt, wenn 

Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14 a in der Fassung 

vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 68/2017 vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des 

Bundesgesetzes BGBl I Nr. 68/2017 erfüllt haben oder von der Erfüllung ausgenommen 

waren.“ 

Das Modul 1 der Integrationsvereinbarung ist gemäß § 14a Abs. 4 NAG (idF vor BGBl. I. Nr. 

68/2017) erfüllt, wenn der Drittstaatsangehörige einen Deutsch-Integrationskurs besucht und 

einen Nachweis des Österreichischen Integrationsfonds über den erfolgreichen Abschluss des 

Deutsch-Integrationskurses vorlegt (Z 1), einen allgemein anerkannten Nachweis über 

ausreichende Deutschkenntnisse gemäß § 14 Abs. 2 Z 1 NAG vorlegt (Z 2), über einen 

Schulabschluss verfügt, der der allgemeinen Universitätsreife im Sinne des § 64 Abs. 1 des 

Universitätsgesetzes 2002, BGBl. I 120, oder einem Abschluss einer berufsbildenden mittleren 

Schule entspricht (Z 3) oder einen Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte” gemäß § 41 Abs. 1 

oder 2 NAG besitzt (Z 4). 

Das Modul 1 dient gemäß § 14 Abs. 2 Z 1 NAG dem Erwerb von Kenntnissen der deutschen 

Sprache zur vertieften elementaren Sprachverwendung. Die näheren Bestimmungen zu den 

Inhalten der Module 1 und 2 gemäß § 14 Abs. 3 NAG der Integrationsvereinbarung hat der 

Bundesminister für Inneres durch Verordnung festzulegen. Ziel des Deutsch-

Integrationskurses (Modul 1 der Integrationsvereinbarung) ist gemäß § 7 Abs. 1 IV-V die 

Erreichung des A2-Niveaus des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen, 

wie im Rahmencurriculum für Deutsch-Integrationskurse (Anlage A) beschrieben. Den 

Abschluss des Deutsch-Integrationskurses bildet gemäß § 7 Abs. 2 IV-V eine Abschlussprüfung, 

zumindest auf dem A2-Niveau des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für 

Sprachen, durch den ÖIF. Als Nachweis über ausreichende Deutschkenntnisse im Sinne des § 

14a Abs. 4 Z 1 oder § 14b Abs. 2 Z 2 NAG gelten gemäß § 9 Abs. 4 IV-V Zeugnisse des ÖIF nach 

erfolgreichem Abschluss einer Prüfung auf A2-Niveau oder B1-Niveau des Gemeinsamen 

Europäischen Referenzrahmens für Sprachen. 

Im gegenständlichen Verfahren verfügt der Beschwerdeführer über ein Prüfungszeugnis des 

ÖIF Niveaustufe A2 vom 29.09.2017, weshalb er das Modul 1 der Integrationsvereinbarung 

gemäß § 14a NAG in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 68/2017 vor dem Zeitpunkt 

des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2017 erfüllt hat.  
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Gemäß der zitierten Übergangsbestimmung ist die mangelnde Absolvierung eines 

Wertekurses gemäß § 11 Abs. 2 IntG als Nachweis, dass der Beschwerdeführer mit den Werten 

der Republik Österreich in Kenntnis und verbunden ist, nicht maßgeblich für die Erteilung 

einer „Aufenthaltsberechtigung plus“ gemäß § 55 Abs. 1 AsylG, soweit er die Voraussetzungen 

des Moduls 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a NAG idF vor dem BGBl. I Nr. 68/2017, 

somit vor dem Zeitpunkt seines Inkrafttretens (01.10.2017) erfüllt hat. Er erfüllt somit auch 

ohne Vorlage eines Nachweises über die Absolvierung eines Wertekurses über die Kenntnisse 

der grundlegenden Werte der Rechts- und Gesellschaftsordnung der Republik Österreich bzw. 

nur mittels Vorlage seines Zeugnisses vom 29.09.2017 die Voraussetzungen des § 55 Abs. 1 

AsylG. 

Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl hat dem Beschwerdeführer den Aufenthaltstitel 

gemäß § 58 Abs. 7 AsylG 2005 auszufolgen, der Beschwerdeführer hat hieran gemäß § 58 Abs. 

11 AsylG 2005 mitzuwirken. Der Aufenthaltstitel gilt gemäß § 54 Abs. 2 AsylG 2005 zwölf 

Monate lang, beginnend mit dem Ausstellungsdatum. 

3.3. Zu Spruchpunkt A) II: 

Aufgrund der Erteilung eines Aufenthaltstitels waren die Spruchpunkte II, III und IV des 

angefochtenen Bescheides gemäß § 28 Abs. 1 und 2 VwGVG (vgl. VwGH vom 04.08.2016, Ra 

2016/21/0162) ersatzlos zu beheben. 

Zu Spruchpunkt B) Unzulässigkeit der Revision: 

Gemäß § 25a Abs.1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG), BGBl. Nr. 10/1985 

idgF, hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 

auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs.4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz 

zu begründen. 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die 

gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die 

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 

beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu 

lösenden Rechtsfrage vor. Die maßgebliche Rechtsprechung wurde bei den Erwägungen zu 

den einzelnen Spruchpunkten des angefochtenen Bescheides wiedergegeben. 


